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Pressemitteilung 

 

MIT bringt Antrag zum CDU-Bundesparteitag ein 

 

MIT Schleswig-Holstein: Teilzeit dort, wo sie nötig ist – 

Fachkräftemangel macht neue Regeln erforderlich 

 
Die Mittelstands- und Wirtschaftsunion (MIT) hat einen Antrag zum CDU-
Bundesparteitag am 20. und 21. Februar in Stuttgart eingebracht. Ziel ist eine Reform 
der Teilzeit- und Brückenteilzeit-Regelungen, die Vereinbarkeit sichert, zugleich aber 
mehr Arbeitsvolumen ermöglicht und Planbarkeit für Betriebe verbessert – gerade in 
Zeiten eines dramatischen Fachkräftemangels. Der MIT-Landesvorsitzende Stefan 
Lange erklärt dazu: „Teilzeit ist richtig und oft unverzichtbar – für Familien, Pflege 
und bei Fort- und Weiterbildung. Dafür gibt es unsere volle Unterstützung. 
Gleichzeitig ist der Fachkräftemangel dramatisch. Deshalb müssen wir klar 
unterscheiden: Wer Teilzeit aus nachvollziehbaren Gründen braucht, soll sie 
verlässlich nutzen können. Ein allgemeiner Rechtsanspruch auf Teilzeit allein aus 
persönlicher Lebensgestaltung darf aber nicht zur neuen Regel werden – wir 
brauchen insgesamt wieder mehr Arbeitsstunden.“ 
 
Konkret sieht der Antrag vor, dass der Rechtsanspruch auf (Brücken-)Teilzeit künftig 
an eine besondere Begründung geknüpft wird – etwa Kindererziehung, die Pflege 
von Angehörigen oder berufsbegleitende Fort- und Weiterbildung. Teilzeit bleibt 
damit möglich und wird dort abgesichert, wo sie für die Lebensrealität vieler 
Beschäftigter notwendig ist. Darüber hinaus kann Teilzeit weiterhin einvernehmlich 
zwischen Arbeitgebern und Beschäftigten vereinbart werden. 
 
Gleichzeitig will die MIT mit dem Vorschlag Fehlanreize reduzieren, die in einer 

angespannten Arbeitsmarktlage zusätzliche Arbeitsstunden erschweren – und die 

Belastung für Beitragszahler erhöhen. Dazu gehört auch die Frage ergänzender und 

aufstockender Sozialleistungen: Diese sollen weiterhin verlässlich helfen, wenn 

Menschen ihre Arbeitszeit objektiv nicht ausweiten können oder wenn besondere 

Umstände vorliegen. Sie dürfen aber nicht zur dauerhaften Standardlösung werden, 

wenn Arbeitszeit ohne zwingende Gründe reduziert wird. 

Lange erklärt dazu: „Leistung und Solidarität gehören zusammen. Wer mehr arbeiten 

kann, sollte auch mehr arbeiten. Ergänzende Sozialleistungen sind für echte 

Ausnahmesituationen da – nicht als dauerhafte Normalität. Das ist auch eine Frage 



der Fairness gegenüber denen, die Vollzeit arbeiten, Beiträge zahlen und dieses 

Land Tag für Tag am Laufen halten.“ 

 

 

Die Mittelstands- und Wirtschaftsunion Deutschlands (MIT) ist die größte parteipolitische 

Wirtschaftsvereinigung Europas. Sie engagiert sich insbesondere für die Belange der 

Klein– und Mittelständischen Unternehmen (KMU). Der schleswig-holsteinische MIT-

Landesvorsitzende Stefan Lange ist als direkter Ansprechpartner unter stefan.lange@mit-

sh.de erreichbar.                                                                 
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